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Förmliche Anfrage zur kirchlich verantworteten Schwangerenkonfliktberatung 
 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin Schneider,  
 
das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Urteil vom 28. Mai 1993 (BVerfGE 88,203ff) eine Be-
obachtungspflicht des Gesetzgebers festgehalten, wie sich das gesetzliche Schutzkonzept des unge-
borenen Lebens in der gesetzlichen Wirklichkeit auswirkt. Der Gesetzgeber muss sich in angemes-
senen zeitlichen Abständen vergewissern, ob das Gesetz die erwarteten Schutzwirkungen tatsächlich 
entfaltet. 
 
Unseres Erachtens gilt diese Beobachtungspflicht in besonderem Maß für die kirchlich-diakonische 
Schwangerenkonfliktberatung, wenn sie ihrem, dem Schöpfer allen Lebens, verpflichteten ethischen 
Anspruch gerecht werden will. 
 
Der Oberkirchenrat wird deshalb gebeten, bei der Herbstsynode 2018 folgende Fragen zu beantwor-
ten: 
 
1. Wie entwickelt sich in Baden-Württemberg die Zahl der gemeldeten Schwangerschaftsabbrüche 

in den letzten 23 Jahren seit den gesetzlichen Veränderungen im Jahr 1995, sowohl absolut als 
auch im Verhältnis der Schwangerschaftsabbrüche zu den Lebendgeborenen? 

 
2. Sind seit den gesetzlichen Veränderungen im Jahr 1995 Entwicklungen bei den angegebenen 

Gründen (Beratungsanlässen) erkennbar, die zur Ausstellung eines Beratungsscheins führen, 
der zum Schwangerschaftsabbruch berechtigt? 

 
3. Sind bei der Schwangerenkonfliktberatung seit 1995 Entwicklungen hinsichtlich des Alters der 

Ratsuchenden und der Lebensformen (alleinstehend, in ehelicher oder nichtehelicher Lebens-
gemeinschaft etc.) beobachtbar? 

 
4. In welchem zahlenmäßigen Verhältnis stehen die ausgestellten Beratungsscheine von kirchli-

chen und nichtkirchlichen Schwanger-schaftskonfliktberatungsstellen zu den tatsächlich erfolgten 
Schwanger-schaftsabbrüchen? Sofern kein Zahlenmaterial dazu vorliegt - wie lassen sich gege-
benenfalls repräsentative Zahlen erheben? (Vgl. die Studie von Reinhard Wittenberg „Schwan-
gerschaftskonfliktberatung“ für Nürnberg 1998; Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-
Nürnberg, Sozialwissenschaftliches Institut, 2000) 
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5. In welchem Verhältnis stehen die ausgestellten Beratungsscheine zu den tatsächlichen Schwan-
gerschaftsabbrüchen im Vergleich zwischen kirchlichen und anderen Trägern von Konfliktbera-
tungsstellen? Sofern kein Zahlenmaterial dazu vorliegt -wie lassen sich gegebenenfalls repräsen-
tative Zahlen erheben? 

 
6. Wo bestehen unterstützende Angebote (in Form von finanziellen Überbrückungshilfen, Bereitstel-

lung von Babyausstattung, Vermittlung von Wohnraum, persönlicher Begleitung etc.) auf der 
Ebene der Kirchen-gemeinden, der Kirchenbezirke und der Landeskirche, auf die die kirchliche 
Schwangerenkonfliktberatung im Bedarfsfall zurückgreifen kann, um werdenden Müttern die Ent-
scheidung zur Fortsetzung ihrer Schwangerschaft zu erleichtern? Was kann zur Einrichtung und 
Förderung solcher Angebote durch die Landeskirche unternommen werden? 
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